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Das vorliegende Briefing beschäftigt sich mit der Frage, wie die Sahelstaaten in 
Zusammenarbeit mit Deutschland und der EU mehr Frieden und Sicherheit für die 
Region fördern können. Der Fokus liegt dabei einerseits auf der tiefgreifenden Krise 
des postkolonialen Staatsmodells. Andererseits wird es um eine effizientere Gestal-
tung ziviler Konfliktlösungsansätze gehen sowie deren gezielte Unterstützung durch 
Deutschland und die EU.1 Welche Schlussfolgerungen lassen sich aus den aktuellen 
Konflikten für die politische Zukunft der Staaten im Sahel ziehen? Welche politischen 
Maßnahmen können sich vor dem Hintergrund klimabedingter Veränderungen posi-
tiv auf Landkonflikte auswirken? Gibt es bereits umgesetzte Reformen und Initia-
tiven, die besondere Aufmerksamkeit verdienen und lassen sich diese produktiv in 
Friedensansätze integrieren? Um diese Fragen zu beantworten, geht das Briefing auf 
zwei Themenschwerpunkte ein. Zunächst beschäftigt es sich mit einer politischen 
Integration der Bevölkerung durch neue Dezentralisierungsmaßnahmen. Anschlie-
ßend analysiert es Landkonflikte in der Region. Sie hängen nicht nur mit klimabe-
dingten Veränderungen und Konflikten zwischen pastoralnomadisch und agrarisch 
lebenden Bevölkerungsgruppen zusammen, sondern müssen vor allem auch histo-
risch und in Hinblick auf die staatliche Landpolitik untersucht werden.
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Die Konfliktsituation im Sahel. 

Ortsspezifisches Wissen und kultur­
sensible Konfliktlösungen können Gewalt 
reduzieren

Die Entwicklungen der vergangenen Jahre haben deutlich gemacht, 
dass viele Menschen in den Sahelstaaten sowohl der staatlichen 
als auch der internationalen Politik zunehmend kritisch gegenüber-
stehen. Expert*innen aus der Region berichten über ein steigendes 
Misstrauen aufseiten der Bürger*innen (Rahmane&McGann 2021). 
Dieses Misstrauen gilt einerseits der internationalen Entwicklungszu-
sammenarbeit (EZ), die weite Teile der Bevölkerung – insbesondere 
im ländlichen Raum – nicht erreicht. Andererseits fehlt das Vertrauen 
in die lokalen Gebietskörperschaften, deren Dezentralisierungsvor-
haben oft unterfinanziert sind und aufgrund fehlender oder unzu-
reichender Einbindung ortsansässiger Institutionen wenig effektiv 
bleiben. Hinzu kommen inter- und intrakommunale Konflikte, die sich 
bereits seit Jahren verschärfen. Sie werden nicht nur durch klimabe-
dingte Veränderungen und einen Mangel an Ressourcen (u.a. Wei-
deland und Wasser) intensiviert. Auch die staatliche Landenteig-
nungspolitik im Kontext von (inter)nationalen Großprojekten, z.B. im 
Bereich des Goldabbaus, beeinflusst die Konflikte negativ (ICG 2019). 
Zudem sind insbesondere die ruralen Gebiete der Sahelstaaten 

1 Das vorliegende Briefing stellt 
Empfehlungen aus einem Fach-
gespräch zur friedenspolitischen 
Strategie im Sahel zusammen. 
Daran nahmen Expert*innen aus 
der Region teil, darunter der Jour-
nalist Manzo Diallo (Niger), der 
Politiker Ousmane Sy (Mali) und 
der UFC-Vorsitzende François-
Paul Ramdé (Burkina Faso). Die 
Autorin dankt allen Beteiligten für 
ihre wichtigen Beiträge.
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durch hohe Arbeitslosigkeit und mangelnde Bildungsangebote geprägt. Insbesondere Jugendli-
che in ländlichen Regionen rechnen sich wenig Zukunftschancen aus, was sie leicht in die Fänge 
terroristischer Gruppierungen treiben kann (De Bruijn & Both 2018; Hagberg et al. 2019). Die rek-
rutieren Anhänger*innen, indem sie die politischen und ressourcenbasierten Konflikte in Gemein-
schaften sowie die Perspektivlosigkeit der Jugendlichen ausnutzen und falsche Versprechungen 
machen (de Bruijn 2019). Lösungen für diese Probleme werden oft von der Bevölkerung selbst 
entwickelt. Derzeitige lokale Friedensverhandlungen zeigen, dass ortsspezifisches Wissen und 
kultursensible Konfliktlösungsmechanismen zumindest das Potential mitbringen, Gewalt zu redu-
zieren (Bagayoko 2021; Mednick 2021). Zugleich bleibt ihr Einfluss aber aufgrund der lokalen 
Reichweite und einer mangelnden Kooperation mit staatlichen Gebietskörperschaften begrenzt. 
Zivilgesellschaftliche Akteure finden vor diesem Hintergrund zu wenig Gehör, um die breiter ange-
legten internationalen Friedensprogramme zu beeinflussen. Offen bleibt außerdem, inwieweit der 
„Globale Norden“ positiv zu den Verhandlungen beitragen kann (Schmauder 2021).

Dezentralisierung und politische Integration. 

Mehr Sensibilität für die historischen und politischen Bedin­
gungen der Sahelstaaten aufbringen 
Ein Großteil der Konflikte im Sahel ereignet sich fernab der urbanen Zentren. Sie haben die Sicher-
heitslage der vergangenen Jahre so weit verschärft, dass einige Bürgermeister*innen und Prä-
fekt*innen ihre Gebietskörperschaften vollständig aufgegeben 
haben. Da es den staatlichen Sicherheitsinstitutionen an vielem 
fehlt, z.B. an Ausbildung und Ausrüstung, können sie die komple-
xen Konfliktgemenge nur schwer bewältigen. Darüber hinaus wurde 
wiederholt über das gewalttätige Vorgehen von staatlichen Sicher-
heitskräften berichtet, was das Vertrauensverhältnis zwischen Staat 
und Bevölkerung zusätzlich belastet (HWR 2018). Vor dem Hinter-
grund dieser Herausforderungen stellt sich die Frage, wie Dezentra-
lisierungsmaßnahmen in Zukunft gestaltet werden können. Wie kann 
die Präsenz des Staates in ländlichen Gebieten gestärkt und zugleich 
das Vertrauensverhältnis zwischen Staat und Bevölkerung aufge-
baut werden?

Damit Dezentralisierungsreformen wirken, werden nicht nur mehr finanzielle Mittel benötigt, son-
dern auch ein politischer Wille, der sich von der zentralstaatlichen Ebene bis hin zu den peri-
phersten Gebietskörperschaften erstreckt. Insbesondere die regionalen Gebietskörperschaften 
im Sahel können nur ausgebaut werden, wenn gleich mehrere Bedingungen erfüllt sind. An erster 
Stelle steht, mehr Sensibilität für die historischen und politischen Bedingungen der unterschiedli-
chen Sahelstaaten aufzubringen. Die autoritäre Federführung im Tschad lässt sich nicht mit semi-
demokratischen Führungsmodellen wie in Burkina Faso vergleichen (Harsch 2017; ICG 2021). 
Initiativen zur Dezentralisierung lassen sich entsprechend nur durch eine kontextspezifische poli-
tische Wende glaubwürdig und wirksam umsetzen. Zugleich gibt es staatenübergreifende Heraus-
forderungen, wie z.B. den Machtmissbrauch durch politische Eliten. Dieser wäre nur durch Kontroll-
systeme eingrenzbar, die landesweit verbindlich gemacht werden. Das erfordert vor allem eines: 
die intrinsische Motivation auf allen Ebenen der Regierungen, neue Reformen zu entwickeln, die 
auf verbindlichen Prinzipien der Good Governance aufbauen. Dafür gilt es besser zu verstehen, 
welche Formen und welches Ausmaß des Machtmissbrauchs in den jeweiligen Ländern einen 
Tabubruch darstellen. Nur auf diese Weise können kulturell und politisch sensible Indikatoren und 
Kontrollmechanismen entwickelt werden, die Verbindlichkeit erzeugen (Lierl 2019). 

Doch lassen sich auf den Weg gebrachte Reformen und eine Reformulation politischer Prinzi-
pien nur in die Tat umsetzen, wenn ein politischer Konsens zwischen zivilgesellschaftlichen und 

 Die Federführung im 
Tschad lässt sich nicht 
mit semi-demokrati­
schen Führungsmodel­
len wie in Burkina Faso 
vergleichen.

3



Den Sahel neu denken� Oktober 2021

staatlichen, lokalen und regionalen Organisationen gefunden wird. 
Dafür müssten Prinzipien und Wertvorstellungen von Staat und 
Bevölkerung neu ausgehandelt und verbindlich gemacht werden. Ein 
mögliches Ziel dieser Aushandlungen soll sein, die “Natur des Staa-
tes” neu zu denken und auf diesem Wege einen neuen Gesellschafts-
vertrag abzuschließen (Ouédraogo 2021). Auf ziviler Seite wäre das 
Potential dafür da: Insbesondere junge Menschen sind informierter 
und selbstbewusster geworden. Sie engagieren sich in ihren Gemeinschaften auf vielfältige Weise, 
allerdings oft ohne eine starke institutionelle Struktur, die ihre Aktivitäten nachhaltig fördert. Diese 
Menschen zu identifizieren und sich ihren eigenen Ideen für einen gesellschaftlichen und politi-
schen Neuaufbau zu öffnen ist zentral, um einen politischen Konsens zu erreichen 

Welchen Beitrag kann die internationale EZ vor diesem Hintergrund leisten? Sich auf die Zivilge-
sellschaft zu stützen, ohne den Zentralstaat zu integrieren, ist kaum nachhaltig. Viele entwick-
lungspolitische und infrastrukturelle Maßnahmen sind auf den Willen und die Kapazitäten des 
Staates angewiesen: Zum Beispiel müssen für Krankenhäuser und medizinische Sensibilisierungs-
maßnahmen von staatlicher Seite Mittel zu Verfügung gestellt werden, die die Kosten für medizini-
sches Personal und die Instandhaltung der Gebäude langfristig decken. Zivilgesellschaftliche und 
staatliche Infrastrukturen greifen ineinander und können der Bevölkerung nur durch enge Abstim-
mung nachhaltig zur Verfügung stehen. 

Die internationale Entwicklungszusammenarbeit. 

Die Interessengruppen einbinden und ein offenes Klima der 
Aushandlung erzeugen
Für die deutsche und europäische EZ ergibt sich daraus die Vorgabe, die Beziehung zwischen dem 
Staat und der Gesellschaft in den Mittelpunkt ihrer Maßnahmen zu rücken. Das bedeutet, Vorha-
ben an der Frage zu orientieren, wie staatliche Legitimität gestärkt werden kann und welche Maß-
nahmen dafür benötigt werden (Devermont & Harris 2020; Schmauder 2020). Der massive Ausbau 
staatlicher Strukturen in ländlichen Regionen wäre in der Theorie zentral. Er erfordert aber in der 
Praxis eine Intensivierung partizipativer Dialogformate sowie transparente Diskussions- und Ent-
scheidungsforen mit Gebietskörperschaften und Gemeinschaften. 
Von Bedeutung ist dabei auch, Akteure mit Reformwillen zu identi-
fizieren und zu unterstützen. Ein Top-Down Ansatz der internationa-
len EZ wäre vor diesem Hintergrund wenig konfliktsensibel. Wichtiger 
wäre, Akteure mit politischem Gestaltungswillen auszumachen und 
mit diesen in einen offenen Dialog über die Zukunft von staatlichen 
Strukturen zu treten. Die gibt es auf allen Ebenen: von der Zentral-
regierung und den Gebietskörperschaften bis hin zu den Gemeinschaften, in denen traditionelle 
Autoritäten und zivilgesellschaftliche Akteure das soziale und politische Bindeglied zur Bevölke-
rung darstellen. Es gilt, die unterschiedlichen Interessengruppen gleichwertig in die Umsetzung 
von Dezentralisierungsreformen einzubinden und ein offenes Klima der Aushandlung zu erzeugen, 
um den Brückenschlag zwischen nationaler und lokaler Ebene sinnvoll zu unterstützen (Bertrand 
2021). Das kann nur gelingen, wenn die EZ die Sichtweisen und Problemanalysen der Akteure vor 
Ort ernst nimmt und sich bereit erklärt, vor Ort entwickelte Lösungsansätze flexibel zu unterstüt-
zen (Autesserre 2021).

 Prinzipien und Werte 
von Staat und Bevölke­
rung müssen neu aus­
gehandelt werden.

 Es gilt, in einen offe­
nen Dialog über die 
Zukunft von staatlichen 
Strukturen zu treten.
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Die Zukunft des Staates.

Eine neue politische Wertegemeinschaft aufstellen

Eine nachhaltige Stabilisierung der Region scheint ohne eine Aufarbeitung der Vergangenheit an 
der Schnittstelle von Staat, Zivilgesellschaft und Bevölkerung nur schwer realisierbar. Diese Aus-
handlung beinhaltet sowohl eine Aufarbeitung der kolonialen Geschichte der Region sowie eine 
politische und ökonomische Emanzipierung des Kontinents. Es sei wichtig, so der Ökonom Felwine 
Sarr, "dass sich Afrika seiner kulturellen Wurzeln besinnt" (Interview in Weiss 2019; siehe auch Sarr 
2016). Dahinter verbirgt sich sowohl der Ruf nach einer kollektiven Aufarbeitung der kolonialen Ver-
gangenheit, als auch nach einer Neuaufstellung der postkolonialen, politischen Wertegemeinschaft 
(Daoud 2021). Massive Anstrengungen in diese Richtung scheinen unausweichlich, um politische 
Spannungen in ländlichen Gebietskörperschaften zu entschärfen. Zwar befördern Klimawandel 
und demographisches Wachstum einen wachsenden Ressourcen-
druck (Nunn & McGuirk 2021), doch müssen primär vergangene und 
anhaltende politische Versäumnisse auf nationalstaatlicher Ebene 
als Ursache für eine Verschärfung von inter- und intrakommunalen 
Konflikten verstanden werden (Benjaminsen&Ba 2021). Demzufolge 
schrumpfen die Lebensräume der verschiedenen Bevölkerungsgrup-
pen nicht nur durch das Ausbleiben eines nachhaltigen Ressourcen-
managements, sondern auch durch eine seit Jahrzehnten anhaltende, 
strukturelle Ungerechtigkeit bei der Verteilung und Verwaltung von 
Land. Die Konfliktgemenge, die daraus entstanden sind, werden von 
terroristischen Gruppierungen instrumentalisiert (DIIS 2021). Sie sind 
historisch gewachsen sowie politisch gefärbt und damit nur teilweise auf agrarische und pastoralno-
madische Lebensweisen zurückzuführen. Um sie angemessen zu schlichten, gilt es ihre Geschichte 
zu verstehen und dabei vor allem die Sichtweisen marginalisierter Gruppen zu berücksichtigen  
(Osaghae 2017). Vor dem Hintergrund dieser Herausforderungen setzt sich das Briefing im Fol-
genden näher mit Ansätzen zur Entschärfung von drei verschiedenen Konfliktlinien auseinander.

Landrechtsreformen umsetzen. 

Inklusive Dialogformate und Sensibilisierungsmaßnahmen 
beziehen betroffene Akteure ein
Ein erster wichtiger Schritt wäre es, bereits angestoßene, aber selten umgesetzte Landrechtsrefor-
men in die Praxis umzusetzen. Klimawandel, Gender und Landvergabe sollten zusammengedacht 
werden, angefangen mit einem gleichberechtigten legalen Zugang zu Land. In Burkina Faso ist die 
Rechtsvorschrift dafür bereits eingeführt worden (Hopp 2020). Hier fehlt es jedoch an Transpa-
renz, an einer Umsetzung durch den Staat sowie an umfangreichen Sensibilisierungskampagnen, 
um insbesondere marginalisierte Teile der Bevölkerung über ihre Rechte aufzuklären. Eine finanz-
rechtliche Reform aus dem Jahr 2017 in Benin zeigt, wie sinnvoll es 
sein kann, formale Registrierungsgebühren zu senken, um Frauen 
und anderen vulnerablen Gruppen den Zugang zu Land zu erleich-
tern (ebd.). In diesem Zusammenhang ist es besonders wichtig, auch 
ein Augenmerk auf Frauenorganisationen zu richten, die für relevante 
gesellschaftspolitische Bereiche (z.B. Bildung) ein oft unbeachtetes 
Potential mitbringen (Hagberg et al. 2021). Eine Förderung weiblicher Initiativen würde die Rechte 
und politische Teilhabe von Frauen stärken, was wiederum Einfluss auf ihr politisches Mitsprache-
recht im Bereich Frieden und Landrecht bedeutet.

 Ruf nach einer kollek­
tiven Aufarbeitung der 
kolonialen Vergangenheit 
sowie einer Neuaufstel­
lung der politischen Wer­
tegemeinschaft.

 Klimawandel, Gender 
und Landvergabe  
zusammendenken.
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Wenn es um Landkonflikte geht, spielen auch der globale Klimawandel und der daraus resultierende 
Ressourcendruck eine zentrale Rolle. Es gilt, Landwirtschafts- und Ernährungssysteme im Sahel 
neu zu denken. Der “Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderun-
gen” argumentiert unter anderem für die Renaturierung zur Reduzierung von CO2-Emmissionen, 
den intensiven Schutz sensibler Ökosysteme, die Diversifikation von Landwirtschaft sowie für eine 
Veränderung des Ernährungssystems (WBGU 2020). Bei Letzterem wird vor allem auf das Kon-
sumverhalten der Industrieländer verwiesen, das den weltweiten Klimawandel maßgeblich beein-
flusst. Eine zentrale Herausforderung, die sich in Hinblick auf die rapide Degenerierung von Böden 
im Sahel stellt, ist die Suche nach einem Gleichgewicht zwischen Renaturierung, Ökosystemerhalt 
und Ernährungssicherheit. Klimabedingte Veränderungen haben außerdem eine politische Dimen-
sion. Dort wo ausländische Minenbetreiber im Sahel Land zerstören und unzugänglich machen, 
braucht es deutlich mehr (Rechts)Schutz für die dort lebenden Bevölkerungsgruppen (ICG 2019). 
Die Verantwortung für eine gerechte Verteilung von Land liegt hier zunächst bei den Zentralregie-
rungen. Die könnten zwischen ortsspezifischen Gewohnheitsrechten und staatlichem Landrecht 
vermitteln und dafür Sorge tragen, dass die Interessen ihrer Bürger*innen gewahrt werden. 

Auch wenn es um die Vergabe von Land geht, gilt es die schädliche Rolle der Minenindustrie zu 
berücksichtigen. Hier hat zuletzt die burkinische Regierung einen Impuls in die richtige Richtung 
gegeben. Mit dem Fonds Minier de Développement Local, der im Jahr 2015 durch eine Reform 
des nationalen Bergbaurechts eingerichtet wurde, verpflichtet die Regierung Minenfirmen dazu, 
jeden Monat 1 Prozent ihres Umsatzes in den Fonds einzuzahlen. Zusätzlich steuert der Staat 20 
Prozent seiner Steuereinnahmen bei. Der Fonds wird dann an die betroffenen Kommunen aus-
geschüttet (Drechsel et al. 2019). Entsprechende Maßnahmen signalisieren den Gemeinschaften 
vor Ort zumindest eine gewisse Bereitschaft der Regierung, ihre Interessen in Reformvorhaben 
umzusetzen. Sie beteiligen die Gemeinschaften an Gewinnen, die auf ihrem Land gemacht wer-
den. Würden diese Reformen großflächig in die Tat umgesetzt werden, hätten sie das Potential, die 
Legitimität des Staates und das Vertrauen der Bevölkerung zu stärken. Die Vergangenheit zeigt 
jedoch, so die Expert*innen, dass ohne die Einbindung aller an Land- und Minenrecht beteiligten 
Interessenvertreter*innen wenig in Bewegung kommt. Regelmäßige inklusive Dialogformate, Sen-
sibilisierungsmaßnahmen und Diskussionsforen wären denkbar, um die betroffenen Akteure aktiv 
einzubeziehen. Ohne ein dauerhaftes Begleitprogramm zu Landrechtsreformen können die zent-
ralstaatlichen Institutionen nicht konsequent in die Verantwortung genommen werden. 

Friedenspolitik mit und jenseits des Staates. 

Interessen zwischen nomadischen und sesshaften Gemein­
schaften ausgleichen
Die Konflikte zwischen pastoralnomadisch und sesshaft lebenden Gruppen erfordern zusätz-
lich Anstrengungen für Konfliktlösung und Versöhnung. Hier engagieren sich lokale Vereine und 
Organisationen für interkulturelle Friedensdialoge zu und jenseits von Landkonflikten. Theater-
projekte, wie das Festival Récréatrales in Ouagadougou (Carp 2021) oder der Cara-
vane pour la paix2 in Mali zeigen ein besonders großes Potential. Ihre Stärke liegt 
nicht nur in kultursensibler Kommunikation. Mit ihrem performativen Ansatz unter 
Verwendung lokal gesprochener Sprachen sind sie in der Lage, auch ländliche Regionen mit nied-
rigen Alphabetisierungsraten für Konfliktgemenge zu sensibilisieren.

Zivilgesellschaftliche Organisationen haben oft mehr Vertrauen in der ländlichen Bevölkerung. 
Damit haben sie auch Zugang zu vulnerablen Bevölkerungsgruppen und können Mechanismen 
der Konfliktprävention kultursensibel umsetzen (Jackson 2017). Ihr Fokus könnte dabei unter 
anderem auf Maßnahmen liegen, die eine Integration der pastoralnomadisch lebenden Bevöl-
kerungsgruppen befördern. Sie gehören zu den am stärksten diskriminierten und benachteilig-
ten Gruppen der Sahelregion (McGregor 2017; Sangare 2019). Zur Versorgung ihres Viehs nut-

2 http://www.culturalcaravanfor-
peace.org.
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zen sie grenzübergreifend Ressourcen wie Wasser und Weideland und geraten zu bestimmten 
Jahreszeiten in Konflikt mit sesshaften Bauern und Bäuerinnen, deren Land sie häufig über-
queren müssen. Ihre Bedürfnisse zu verstehen und in staatlichen Reformversuchen zu berück-
sichtigen, ist ein Schlüsselelement der Konfliktprävention (HD 2019; Köhler 2021; im Erscheinen 
Schareika et al. 2021). Zugleich gilt es, historische Dynamiken zu berücksichtigen, zu denen auch 
vergangene Entwicklungsprogramme gehören. Sie nehmen bis heute Einfluss auf die demogra-
phischen, sozialen und ökonomischen Konstellationen in den Konfliktregionen und liefern wich-
tige Einsichten zur zukünftigen Gestaltung von internationalen Projekten (Benjaminsen & Ba 2021). 
Hier verdient vor allem die Expertise von zivilgesellschaftlichen Organisationen – zu denen auch 
Viehzüchtervereine gehören – besondere Aufmerksamkeit von internationalen und staatlichen 
Förderstrukturen. Sie haben Zugang zu agrarisch und pastoralnomadisch lebenden Gruppen und 
können anhaltende Kontroversen durch kulturelle Konfliktlösungsstrategien, wie z.B. die Stärkung 
von Scherzbeziehungen (sanankuya), entschärfen. Es handelt sich dabei um auf Humor, Solidari-
tät und Spott basierende Allianzen zwischen verschiedenen ethnischen Gruppen, durch die auch 
Kritik geäußert und Konflikte geklärt werden (Kouyaté 2009). 

Zivilgesellschaft richtig fördern, Ressourcenabbau fair gestalten.

Die Rechte der Menschen schützen und Schäden 
kompensieren 
Eine letzte Frage lautet, wie Deutschland und die EU einen konfliktsensiblen und zugleich nach-
haltigen Beitrag zur zivilen Konfliktlösung im Sahel leisten können. In Hinblick auf westafrikani-
sche zivilgesellschaftliche Initiativen, die durch die internationale EZ gefördert werden, betonen 
Expert*innen die Notwendigkeit neuer Partnerschaftsmodelle entlang einer Do-No-Harm-Strate-
gie. Diese Modelle müssen unter anderem dafür Sorge tragen, dass 
lokale Nichtregierungsorganisationen (NRO) nachhaltig und ange-
passt an ihre institutionellen und operativen Bedingungen unter-
stützt werden (Green 2016). Außerdem gilt es, den NRO in den 
Sahelstaaten mehr Flexibilität und Entscheidungsmacht bei der 
inhaltlichen Ausrichtung, Planung und Umsetzung von Projekten in 
der Konfliktbearbeitung zu geben. Wichtig wäre zum Beispiel die Ent-
wicklung großflächiger Förderungsformate, die lokale NRO sowie ihre 
vorhandenen Projekte im Sahel direkt unterstützen und die einen 
Fokus auf die Stärkung autonomer institutioneller Strukturen legen (Bond 2016; Kalfelis & Wagner 
2019; Kalfelis 2020; Ouédraogo 2021). Auf diese Weise ließe sich die Expertise der Akteure vor 
Ort produktiver nutzen. Eine nachhaltige Umsetzung ortsspezifischer Ideen wäre außerdem 
für sensible Prozesse der Versöhnung und des Vertrauensaufbaus von besonderer Bedeutung  
(Rahmane&McGann 2021). 

Zusätzlich kann die deutsche und europäische EZ durch politische Initiativen einen Beitrag dazu 
leisten, dass der ausländische Ressourcenabbau, sowie die (inter)nationalen Produktions- und 
Entwicklungsprogramme konflikt- und klimasensibel umgesetzt werden. Die Anstrengungen des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales darin, Umwelt- und Sozialstandards in globalen Liefer-
ketten gesetzlich verbindlich zu machen, sind ein Beispiel dafür, wie politische Ver-
änderung bei der Abtragung natürlicher Ressourcen aussehen könnte.3 Hier sind 
staatliche und zivilgesellschaftliche Akteure gleichermaßen gefragt. Ein konkre-
tes Ziel wären verbindliche und sinnvolle Kompensationsmechanismen für ange-
richtete Umweltschäden durch ausländische Minenbetreiber. Erstens empfehlen 
Expert*innen anstatt rein finanzieller Kompensationen die Bereitstellung von alternativen Land-
stücken, um existentielle Strukturen vor Ort nachhaltig zu schützen. Sie können zusätzlich an 
die Förderung von angepassten Anbautechniken und Tröpfchenbewässerungssystemen bzw. 
Maßnahmen gegen Bodendegradation gebunden werden. Zweitens muss die Vertreibung von 

3 https://www.bmz.de/de/ent-
wicklungspolitik/lieferketten-
gesetz unter https://mkalfelis.
wordpress.com/498-2/.

 Es braucht eine  
Do-No-Harm Strategie  
für Partnerschaften  
in der Entwicklungs­
zusammenarbeit.
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Gemeinschaften durch den Goldminenbau verhindert oder durch die soeben beschriebenen 
Kompensationen ausgeglichen werden. Drittens gilt es zu stoppen, dass der industrielle Berg-
bau den handwerklichen Bergbau (orpaillage) zerstört. Viele Menschen leben von Bergbau und 
klagen über die wirtschaftlichen Schäden, die ihnen aufgrund eines verwehrten Zugangs zu den 
Minen durch ausländische Firmen entstehen. Auch in diesem Zusammenhang werden immer wie-
der Kompensationen von Seiten der Bevölkerung gefordert (Engels 2020; 2021). 

Soziale und politische Ursachen der Krisen behandeln.

Militärische Ansätze und die Unterstützung gescheiterter 
staatlicher Strukturen überdenken
Die Konflikte in der Sahelregion machen deutlich, dass lokale, nationale und globale Praktiken 
und Ziele noch stärker aufeinander abgestimmt werden sollten. Besondere Aufmerksamkeit ver-
dienen dabei vor allem Aktivitäten, die soziale und politische Ursachen der Krisen behandeln. In 
der Coalition citoyenne pour le Sahel haben sich verschiedene westafrikanische Nichtregierungs-
organisationen (NRO) zusammengeschlossen, um auf die vornehmlich militärische Strategie der 
französischen Initiative "Koalition für den Sahel" zu reagieren. In ihrem Strategiepapier "The Sahel: 
What Needs to Change" (2021) hoben sie zuletzt die Notwendigkeit von Ansätzen hervor, die sich 
auf den Schutz und die Würde von Menschen konzentriert. Darin argumentieren sie, dass Frieden 
langfristig nur hergestellt werden könne, wenn staatliche Institutionen, internationale Organisa-
tionen und zivilgesellschaftliche Akteure sich auf die historischen 
und politischen Dynamiken hinter den Konflikten konzentrieren und 
entsprechende Handlungsziele entwickeln. In den Fokus stellen sie 
dabei das Misstrauen in die Regierungen der Sahelstaaten sowie in 
die internationale Kooperation, die Unterstützung der vulnerabelsten 
Bevölkerungsgruppen durch humanitäre Hilfe und den Schutz von 
Gemeinschaften vor Gewalt. Außerdem betonen sie die Wichtigkeit 
des Kampfes gegen Straflosigkeit (ebd.). Das Justizsystem in den 
Sahelstaaten ist eine der Hauptursachen für die fragile legitime Basis 
der Regierung und eine rapide Verbreitung verschiedener Formen von Vergeltung und Selbstjus-
tiz (Kabore & Kalfelis 2021). Eine Aufarbeitung von Gräueltaten und Ansätze zur Versöhnung sind 
demnach von großer Bedeutung für die Zukunft der Region. Der ruralen sowie urbanen Bevölke-
rung gleichermaßen Zugang zum Rechtssystem zu gewähren, wäre außerdem eine weitere wich-
tige Bedingung, um einen durch die Gesellschaft getragenen und historisch informierten Neuan-
fang zu gestalten. Anstatt sich weiter in Versuchen zu verstricken, das jetzige Staatsmodell zu 
stärken, wie es im integrierten Ansatz der EU vorgesehen ist, sollten die Regierungen der Sahel-
staaten besser darin unterstützt werden, an der Qualität ihrer Beziehung zur Bevölkerung zu arbei-
ten (Thurston 2021). Nachhaltigen Frieden zu erreichen und eine Verschlechterung der Konflikt-
situationen zu verhindern kann weder allein durch militärische Ansätze noch durch den Aufbau 
bereits gescheiterter staatlicher Kapazitäten gelingen – das hat die Geschichte der internationa-
len Interventionen im Sahel gelehrt (Johnson 2021; Schmauder 2021). Zukünftig sollten Deutsch-
land und die EU sich stärker darauf konzentrieren, die zivile und politische Gemeinschaft im Sahel 
dabei zu unterstützen, neue Eckpfeiler für das postkoloniale Staatsmodell zu entwerfen. Das wurde 
nicht zuletzt durch den wiederholten Militärputsch in Mali deutlich (Sangaré & McSaprren 2021).

 Im Fokus steht das 
Misstrauen in die  
Regierungen der Sahel­
staaten sowie in die inter­
nationale Kooperation.
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